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Korruption in Berlin: Mitarbeiter der
Einbürgerungsbehörde festgenommen!

Polizei durchsucht Wohnungen in Berlin wegen
Bestechungsvorwürfen gegen Mitarbeiter des Landesamtes

für Einbürgerung.

Marzahn, Berlin, Deutschland - Am 17. Juli 2025 führte die
Polizei Berlin im Auftrag der Generalstaatsanwaltschaft
Durchsuchungen in zwei Wohnungen in Marzahn und Rudow
durch. Der Anlass für die Ermittlungen ist der Verdacht auf
Bestechung und Bestechlichkeit gegenüber drei Beschuldigten,
darunter ein 38-jähriger Mitarbeiter des Landesamtes für
Einbürgerung. Gegen diesen Hauptbeschuldigten ermitteln die
Behörden wegen mutmaßlicher Bestechlichkeit und
Falschbeurkundung im Amt. Es wird vermutet, dass er in die
Eingebürgerung einer Familie aus Nordmazedonien involviert
war, obwohl die Familie ihre Anträge zuvor zurückgezogen hatte.
Das Besondere an diesem Fall ist, dass der Mitarbeiter nicht
zuständig für die Einbürgerung war und dennoch



Einbürgerungsurkunden ausstellte, diese mit einer falschen
Unterschrift versehen und ein fremdes Siegel verwendete.

Die Ermittlung erstreckt sich auch auf mögliche Missbräuche im
Umgang mit Ausländerakten. Der Beschuldigte soll den Zugang
eines Kollegen missbräuchlich genutzt haben, um die Akten der
betroffenen Familie zu löschen. Neben dem Hauptbeschuldigten
stehen auch zwei weitere Verdächtige, ein 39-jähriger Mann und
eine 36-jährige Frau, unter Verdacht, die Angehörige der
eingebürgerten Familie sind. In diesen Fällen wird auf eine
mögliche Bestechung und eine Liebesbeziehung zwischen dem
Mitarbeiter und der eingebürgerten Frau als potenzielles Motiv
hingewiesen. Bei den Durchsuchungen konnten Beweismittel,
insbesondere elektronische Speichermedien, sichergestellt
werden. Diese Beweismittel werden nun im Rahmen der
weiteren Ermittlungen ausgewertet.

Rechtliche Grundlagen der
Falschbeurkundung

Im deutschen Recht sind die relevanten gesetzlichen
Grundlagen für Falschbeurkundung insbesondere in den
Paragraphen 271 und 348 des Strafgesetzbuches (StGB)
festgelegt. Diese Paragraphen garantieren die inhaltliche
Richtigkeit öffentlicher Urkunden und schützen die Beweiskraft,
die ihnen zugesprochen wird. Bösgläubige Amtsträger, die
absichtlich falsche Angaben in Urkunden machen, können
gemäß § 348 bestraft werden. Darüber hinaus wird auch die
Beihilfe oder Anstiftung zur Falschbeurkundung durch Nicht-
Amtsträger unter bestimmten Voraussetzungen bestraft.
Insbesondere muss ein Täter, der nicht selbst Amtsträger ist,
eine verantwortliche Rolle in der Falschbeurkundung
übernehmen, um bestraft zu werden. Dies kann beispielsweise
der Fall sein, wenn ein Nichtbeamter die Falschbeurkundung
eines gutgläubigen Amtsträgers veranlasst.

Die rechtlichen Ausführungen zur Falschbeurkundung sind für
diesen Fall besonders relevant, da die Ausstellungen der



falschen Urkunden und die missbräuchliche Handhabung von
Akten im Fokus der Ermittlungen stehen. Der objektive
Tatbestand umfasst öffentliche Urkunden, zu denen auch
Einbürgerungsurkunden zählen, und die Handlungen, die zur
Falschbeurkundung führen. Der subjektive Tatbestand verlangt
hingegen, dass der Täter mit Vorsatz handelt.

Korruptionsprävention im öffentlichen
Dienst

Der Vorfall wirft auch grundlegende Fragen zur Korruption im
öffentlichen Dienst auf. Nach dem Bundesbeamtengesetz (BBG)
und dem Tarifvertrag im öffentlichen Dienst (TVöD) ist es
Beamten verboten, Vergünstigungen anzunehmen; dies endet
nicht einmal mit der Beendigung des Beamtenverhältnisses. Bei
Verstößen müssen Beamte Wohltaten herausgeben, es sei denn,
im Strafverfahren wurde etwas anderes entschieden. Ein
unbestechlicher öffentlicher Dienst ist entscheidend für das
Vertrauen der Bevölkerung in staatliche Institutionen.
Korruption, wie sie in diesem Fall vermutet wird, führt zu einem
potenziellen Verlust an Vertrauen in die Unparteilichkeit der
Verwaltung. Es ist daher von immenser Wichtigkeit, dass
passende Compliance-Maßnahmen ergriffen werden, um
korrupten Handlungen vorzubeugen.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Ermittlungen
gegen den Mitarbeiter des Landesamtes für Einbürgerung
sowohl rechtliche als auch ethische Dimensionen aufweisen. Die
nächsten Schritte umfassen die umfassende Auswertung der
sichergestellten Beweismittel, um die genauen Abläufe und
gegebenenfalls weitere involvierte Personen zu identifizieren.
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